
Hinweis:

Die ordentliche Hauptversammlung der Vossloh Aktiengesellschaft fi ndet in diesem 
Jahr aufgrund der Covid-19-Pandemie zum Schutz aller Beteiligten als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Anwesenheit der Aktionäre statt. Bitte beachten 
Sie die besonderen Hinweise zur Ausübung Ihrer Aktionärsrechte und zur elektronischen 
Zuschaltung zur Übertragung der Hauptversammlung im Internet.

Vossloh Aktiengesellschaft

Werdohl

Wertpapier-Kenn-Nr.: 766 710
ISIN: DE 000 766 710 7

Wir laden unsere Aktionäre zu der am 27. Mai 2020, 10:00 Uhr stattfi ndenden 
ordentlichen Hauptversammlung ein.

Die Hauptversammlung fi ndet als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz 
der Aktionäre bzw. ihrer Bevollmächtigten in Düsseldorf, Feldmühleplatz 1, Raum 613 
statt. Die gesamte Hauptversammlung wird für die Aktionäre in Bild und Ton live im 
Internet übertragen.



1.  Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des 

gebilligten Konzernabschlusses, des Zusammengefassten 

Lageberichts, des erläuternden Berichts des Vorstands 

zu den Angaben nach §§ 289a Absatz 1, 315a Absatz 1 

HGB (jeweils i.d.F. vom 3. Januar 2018) sowie des Berichts 

des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019

  Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres-
abschluss und Konzernabschluss am 18. März 2020 gebilligt 
und den Jahresabschluss damit festgestellt. Einer Beschluss-
fassung durch die Hauptversammlung bedarf es daher unter 
Tagesordnungspunkt 1 nicht. Die genannten Unterlagen 
sind über die Internetseite der Gesellschaft unter 
www.hauptversammlung.vossloh.com zugänglich. Abschrif-
ten der genannten Unterlagen werden den Aktionären auf 
Anfrage kostenlos und unverzüglich zugesandt. Ferner wer-
den die genannten Unterlagen in der Hauptversammlung 
erläutert.

2. Verwendung des Bilanzgewinns

  Seit Aufstellung des Jahresabschlusses der Vossloh AG am 
28. Februar 2020 haben sich die Auswirkungen der Covid-19- 
Pandemie weltweit deutlich verschärft. Aufgrund der damit 
deutlich gestiegenen Unsicherheiten hinsichtlich der weite-
ren Geschäftsentwicklung und in Abweichung zur damals 
intendierten und im Jahresabschluss dargelegten Ausschüt-
tung einer Dividende in Höhe von Euro 1,00 je Aktie schlagen 
Vorstand und Aufsichtsrat daher vor, den im Jahresabschluss 
2019 ausgewiesenen Bilanzgewinn der Vossloh Aktiengesell-
schaft in Höhe von Euro 81.171.140,50 vollständig auf neue 
Rechnung vorzutragen. Dieser angepasste Gewinnverwen-
dungsvorschlag trägt maßgeblich zur Stärkung der Bilanz 
der Vossloh Aktiengesellschaft bei.

3. Entlastung der Mitglieder des Vorstands

  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 
2019 amtierenden Mitgliedern des Vorstands Entlastung für 
diesen Zeitraum zu erteilen.  

4. Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats

 
  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 

2019 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats Entlastung 
für diesen Zeitraum zu erteilen.

5.  Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2020 

und für die prüferische Durchsicht des verkürzten Ab-

schlusses und des Zwischenlageberichts für das erste 

Halbjahr des Geschäftsjahres 2020 

 
  Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung seines 

Prüfungsausschusses – vor, die Deloitte GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Sitz München, Niederlassung Düssel-
dorf, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für 
das Geschäftsjahr 2020 sowie zum Prüfer für die prüferische 
Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des Zwischenla-
geberichts für das erste Halbjahr des Geschäftsjahres 2020 
zu bestellen.

  Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung 
frei von ungebührlicher Einfl ussnahme durch Dritte ist und 

ihm keine Beschränkung im Hinblick auf die Auswahl eines 
bestimmten Abschlussprüfers im Sinne von Art. 16 Absatz 6 
der Verordnung (EU) Nr. 537 / 2014 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 16. April 2014 über spezifi sche An-
forderungen an die Abschlussprüfung bei Unternehmen von 
öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 
2005 / 909 / EG der Kommission auferlegt wurde.

6. Nachwahl von Aufsichtsratsmitgliedern

  Mit Wirkung zum Ablauf des 31. Dezember 2019 hat Herr 
Dr. Bernhard Düttmann sein Aufsichtsratsmandat niederge-
legt. Mit Wirkung vom 5. Februar 2020 wurde Herr Prof. 
Dr. Rüdiger Grube durch das Amtsgericht Iserlohn zum Mit-
glied des Aufsichtsrats bestellt. Die Amtszeit von Herrn Prof. 
Dr. Rüdiger Grube ist befristet bis zum Ablauf der Hauptver-
sammlung am 27. Mai 2020. Zudem haben Frau Dr. Sigrid 
Evelyn Nikutta und Frau Prof. Dr. D’Arcy ihre Aufsichtsrats-
mandate mit Wirkung zum Ablauf der Hauptversammlung 
am 27. Mai 2020 niedergelegt. In allen Fällen ist die Nach-
wahl eines Mitglieds des Aufsichtsrats erforderlich.

  Die Zusammensetzung des Aufsichtsrats richtet sich nach 
den §§ 96 Absatz 1, 101 Absatz 1 AktG und § 4 DrittelbG 
sowie § 10 der Satzung der Vossloh Aktiengesellschaft. Er 
setzt sich aus sechs Mitgliedern zusammen, von denen vier 
Mitglieder durch die Hauptversammlung und zwei Mitglieder 
von den Arbeitnehmern zu wählen sind. Gemäß § 10 Absatz 
2 Satz 3 der Satzung der Vossloh Aktiengesellschaft erfolgt 
die Bestellung eines Nachfolgers bzw. einer Nachfolgerin für 
ein vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedenes Aufsichtsrats-
mitglied für den Rest der Amtszeit des vorzeitig ausgeschie-
denen Mitglieds.

  Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Nominie-
rungsausschusses vor, mit Wirkung ab Beendigung der 
Hauptversammlung am 27. Mai 2020 bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Ge-
schäftsjahr 2022 beschließt, als Aufsichtsratsmitglieder der 
Aktionäre zu wählen:

 a)  Herrn Prof. Dr. Rüdiger Grube, Hamburg, geschäftsfüh-
render Gesellschafter der Rüdiger Grube International 
Business Leadership GmbH und ehemaliger Vorsitzender 
des Vorstands der Deutsche Bahn AG, als Nachfolger von 
Herrn Dr. Bernhard Düttmann; 

 b)  Herrn Dr. Roland Bosch, Königstein/Taunus, ehemaliger 
Vorsitzender des Vorstands der DB Cargo AG, als Nach-
folger von Frau Dr. Sigrid Evelyn Nikutta; sowie

 c)  Frau Dr. Bettina Volkens, Königstein/Taunus, ehemaliges 
Mitglied des Vorstands der Deutsche Lufthansa AG, als 
Nachfolgerin von Frau Prof. Dr. D’Arcy.

  Die Hauptversammlung soll über die Nachwahlen im Wege 
der Einzelabstimmung entscheiden. Die Wahlvorschläge be-
rücksichtigen die vom Aufsichtsrat für seine Zusammenset-
zung beschlossenen Ziele und streben die Ausfüllung des 
Kompetenzprofi ls an. Es wird darauf hingewiesen, dass Herr 
Prof. Dr. Grube als Vorsitzender des Aufsichtsrats bestätigt 
werden soll.

Tagesordnung



 Angaben nach § 125 Absatz 1 Satz 5 AktG 

  Die zur Wahl als Mitglieder des Aufsichtsrats vorgeschlage-
nen Personen sind Mitglieder in folgenden anderen gesetzlich 
zu bildenden Aufsichtsräten oder vergleichbaren in- und aus-
ländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen:  

 Herr Prof. Dr. Rüdiger Grube 
 -  Vorsitzender des Aufsichtsrats der Hamburger Hafen- und 

Logistik AG, Hamburg
 -  Vorsitzender des Aufsichtsrats der Bombardier Transportation 

Germany GmbH, Berlin
 -  Vorsitzender des Aufsichtsrates der Bombardier Transportation 

(Bahntechnologie) Holding Germany GmbH, Berlin
 -  Nicht-geschäftsführendes Mitglied des Verwaltungsrats der 

RIB Software SE, Stuttgart
 - Mitglied des Aufsichtsrats der Herrenknecht AG, Schwanau
 -  Nicht-geschäftsführendes Mitglied des Verwaltungsrats der 

Deufol SE, Hofheim (Wallau)

 Herr Dr. Roland Bosch 
 -  Vorsitzender des Aufsichtsrats der Danzer Holding AG, 

Dornbirn, Österreich 

 Frau Dr. Bettina Volkens
 - keine relevanten Mandate

 Angaben nach dem DCGK

  Nach Einschätzung des Aufsichtsrats stehen weder Herr Prof. 
Dr. Rüdiger Grube, Herr Dr. Roland Bosch, noch Frau Dr. Bettina 
Volkens in einer persönlichen oder geschäftlichen Beziehung 
zur Vossloh Aktiengesellschaft oder deren Konzernunterneh-
men, den Organen der Vossloh Aktiengesellschaft oder einem 
wesentlich an der Vossloh Aktiengesellschaft beteiligten Ak-
tionär, deren Offenlegung vom Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex empfohlen wird.

  Weitere Informationen zu Herrn Prof. Dr. Rüdiger Grube, Herrn 
Dr. Roland Bosch sowie zu Frau Dr. Bettina Volkens, insbeson-
dere die entsprechenden Lebensläufe, fi nden sich in dieser 
Einberufung nachfolgend unter „Berichte und Hinweise“.

7.  Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2017 und Schaffung 

eines neuen Genehmigten Kapitals 2020

  Der Vorstand hat die ihm von der ordentlichen Hauptver-
sammlung am 24. Mai 2017 erteilte und bis zum 23. Mai 2022 
befristete Ermächtigung, das Grundkapital mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt Euro 22.662.582,32 zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017), im Juni 2019 teilweise 
ausgenutzt und mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Grundkapital von Euro 45.325.167,47 auf Euro 49.857.682,23 
erhöht. Das Genehmigte Kapital 2017 besteht seither gemäß 
§ 4 Absatz 2 der Satzung der Vossloh Aktiengesellschaft 
noch in Höhe von bis zu insgesamt Euro 18.130.067,56.

  Damit die Gesellschaft auch zukünftig fl exibel ist, ihre Eigen-
kapitalausstattung den geschäftlichen Erfordernissen jeder-
zeit auch kurzfristig anzupassen und zu verstärken, soll unter 
Aufhebung des verbleibenden Genehmigten Kapitals 2017 
ein neues genehmigtes Kapital nebst entsprechender Sat-
zungsänderung beschlossen werden. 

  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

 a)  Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 

2017

   Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung 
am 24. Mai 2017 erteilte Ermächtigung zur Erhöhung des 
Grundkapitals gemäß § 4 Absatz 2 der Satzung (Geneh-
migtes Kapital 2017) wird mit Wirksamwerden des neuen 
Genehmigten Kapitals 2020 aufgehoben.

 b)  Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2020 mit der 

Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre 

   Es wird ein neues genehmigtes Kapital in Höhe von bis 
zu insgesamt Euro 24.928.841,11 geschaffen (Genehmig-
tes Kapital 2020). Hierzu wird § 4 Absatz 2 der Satzung 
wie folgt neu gefasst: 

 „2.  Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 
26. Mai 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch 
Ausgabe auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals um 
bis zu insgesamt Euro 24.928.841,11 zu erhöhen (Geneh-
migtes Kapital 2020). Den Aktionären ist ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Die Aktien können auch von einem oder 
mehreren Kreditinstituten mit der Verpfl ichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten.

 
   Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in den fol-
genden Fällen auszuschließen: 

 (i)  um Spitzenbeträge, die sich auf Grund des Bezugsver-
hältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht auszunehmen;

 (ii)  um den Inhabern – oder im Fall von Namenspapieren 
den Gläubigern – von zum Zeitpunkt der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2020 umlaufenden Wandel- und/
oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungspfl icht aus 
von der Gesellschaft oder einer ihrer 100 %igen Konzern-
gesellschaften künftig zu begebenden Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue 
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung der Wandel- und/oder Optionsrechte bzw. 
nach Erfüllung einer Wandlungspfl icht als Aktionäre zu-
stehen würde;

 (iii)  bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
bereits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetra-
ges nicht wesentlich unterschreitet und die ausgegebe-
nen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals weder zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch zum Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung überschreiten. Auf diese 
Kapitalgrenze werden angerechnet: (1.) die Veräußerung 
eigener Aktien, sofern sie während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts ge-
mäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt; (2.) diejenigen 
Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen 



mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer 
Wandlungspfl icht ausgegeben werden bzw. auszugeben 
sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts in entsprechender Anwendung des § 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden; sowie (3.) diejenigen 
Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
auf Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder in 
entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 
AktG ausgegeben wurden. Die gemäß der vorstehenden 
Anrechnungen verminderte Höchstgrenze wird mit Wirk-
samwerden einer nach der Verminderung von der Haupt-
versammlung beschlossenen neuen Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre gemäß oder 
entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG wieder erhöht, 
soweit die neue Ermächtigung reicht, höchstens aber bis 
zu 10 % des Grundkapitals nach den Vorgaben von Satz 1 
dieses Absatzes;

 (iv) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen.

   Die in den vorstehenden Absätzen (i) bis (iv) enthaltenen 
Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss bei Kapi-
talerhöhungen gegen Bar- und/oder Sacheinlagen sind 
insgesamt auf einen Betrag, der 10 % des Grundkapitals 
nicht überschreitet, und zwar weder zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch zum Zeit-
punkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung, beschränkt. 
Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind darüber hinaus 
anzurechnen: (1.) eigene Aktien, die während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts veräußert werden; (2.) diejenigen Aktien, die zur 
Bedienung von Schuldverschreibungen ausgegeben 
werden, sofern die Schuldverschreibungen während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre ausgegeben wurden; sowie 
(3.) diejenigen Aktien, die während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung auf Grundlage anderer Kapitalmaßnah-
men unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben wurden. Die gemäß der vorstehenden An-
rechnungen verminderte Höchstgrenze wird mit Wirk-
samwerden einer nach der Verminderung von der Haupt-
versammlung beschlossenen neuen Ermächtigung zum 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wieder er-
höht, soweit die neue Ermächtigung reicht, höchstens 
aber bis zu 10 % des Grundkapitals nach den Vorgaben 
von Satz 1 dieses Absatzes. 

   Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres 
an, in dem sie durch Ausübung dieser Ermächtigung und 
entsprechende Eintragung im Handelsregister entstehen 
(Entstehungs-Geschäftsjahr), am Gewinn teil; abweichend 
hiervon nehmen die neuen Aktien von Beginn des dem 
Entstehungs-Geschäftsjahr vorhergehenden Geschäfts-
jahrs an am Gewinn teil, falls die Hauptversammlung 
zum Zeitpunkt der Entstehung der Aktien über die Ver-
wendung des Bilanzgewinns des dem Entstehungs-
Geschäftsjahr vorhergehenden Geschäftsjahres noch 
keinen Beschluss gefasst hat.

  

   Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung 
sowie die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen.“

 c)  Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. (a) beschlos-
sene Aufhebung des derzeit in § 4 Absatz 2 der Satzung 
enthaltenen Genehmigten Kapitals 2017 sowie das unter 
lit. (b) beschlossene neue Genehmigte Kapital 2020 mit 
der Maßgabe zur Eintragung im Handelsregister anzu-
melden, dass zunächst die Aufhebung des Genehmigten 
Kapitals 2017 eingetragen wird, dies jedoch nur dann, 
wenn unmittelbar anschließend das neue Genehmigte 
Kapital 2020 eingetragen wird.

8. Neufassung von § 19 Absatz 2 der Satzung

  Die gesetzlichen Vorschriften für den zur Teilnahme an der 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts zu 
erbringenden Nachweis sind durch das Gesetz zur Umsetzung 
der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) geändert 
worden. Bei Inhaberaktien börsennotierter Gesellschaften 
reicht nach § 123 Absatz 4 Sätze 1 und 2 AktG n.F. für die 
Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des 
Stimmrechts der Nachweis des Letztintermediärs gemäß 
dem durch das ARUG II neu geschaffenen § 67c Absatz 3 AktG 
aus. § 19 Absatz 2 der Satzung der Vossloh Aktiengesellschaft 
nimmt dagegen noch auf die bis Ende 2019 geltende Geset-
zesfassung des § 123 Absatz 4 Sätze 1 und 2 AktG und damit 
auf den „Nachweis über den Anteilsbesitz durch das depot-
führende Institut“ Bezug.

  Die neuen Vorschriften in §§ 67c Absatz 3, 123 Absatz 4 
Sätze 1 und 2 AktG sind am 1. Januar 2020 in Kraft getreten 
und fi nden erstmals auf Hauptversammlungen Anwendung, 
die nach dem 3. September 2020 einberufen werden. Um 
eine Abweichung der Regelungen über diesen Nachweis aus-
zuschließen und die Satzung an die neuen Vorschriften des 
Aktiengesetzes anzugleichen, soll § 19 Absatz 2 der Satzung 
entsprechend angepasst werden.

  Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

 § 19 Absatz 2 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

 „2.   Für die Berechtigung nach Absatz 1 reicht ein Nachweis 
über den Anteilsbesitz in Textform durch den Letztinter-
mediär gemäß § 67c Absatz 3 AktG aus. Der Nachweis 
des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages 
vor der Hauptversammlung zu beziehen.“



Berichte und Hinweise

Information zu Tagesordnungspunkt 6 (Angaben über die zur 

Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen Personen)

Herr Prof. Dr. Rüdiger Grube

 
wohnhaft in Hamburg 
geboren 1951 in Hamburg

Ausbildung
bis 1969   Gewerblich-technische Ausbildung zum 

Metallfl ugzeugbauer

1972 – 1978  Studium Fahrzeugbau und Flugzeugtechnik, 
Fachhochschule Hamburg (Dipl. Ing.)

1978   Studium der Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
Universität Hamburg

1982   Abschluss Studienrat, Gewerbeschule Hamburg 
für Fertigungs- und Flugzeugtechnik

1986   Promotion in Arbeits- und Polytechnik (Dr.-Ing.), 
Universitäten Hamburg und Kassel 

Berufl icher Werdegang
1982 – 1986 Lehrauftrag an der Universität Hamburg

1986 – 1989  Consultant (selbstständig), 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH

1989 – 1995  Verschiedene leitende Tätigkeiten bei der 
Messerschmitt-Bölkow-Blohm GmbH, Deutsche 
Airbus GmbH und Daimler-Benz Aerospace AG

1996 – 1999  Senior Vice President und Leiter der Konzern-
strategie, Daimler-Benz AG / DaimlerChrysler AG

1999 – 2000 Vorsitzender des Vorstands, Häussler-Gruppe

2000 – 2001  Senior Vice President Konzernentwicklung, 
Daimler-Chrysler AG

2001 – 2009  Mitglied des Vorstands, DaimlerChrysler AG / 
Daimler AG

2009 – 2017 Vorsitzender des Vorstands, Deutsche Bahn AG

seit 2017 Chairman, Lazard Deutschland

seit 2017  Geschäftsführender Gesellschafter, Rüdiger Grube 
International Business Leadership GmbH

seit 2017 Professur Technische Universität Hamburg

Herr Dr. Roland Bosch

wohnhaft in Königstein/Taunus
geboren 1971 in Böblingen

Ausbildung
1991 – 1996  Studium der Physik, Universitäten Tübingen 

und Oxford

1991 – 1997  Studium der Betriebswirtschaftslehre, 
Universität Tübingen

1998 – 2000  Promotion in Betriebswirtschaftslehre, 
Universität Tübingen

Berufl icher Werdegang
1997 – 2002  Projektleiter bei Boston Consulting Group, 

Frankfurt, Stuttgart, Bangkok und Jakarta

2002 – 2005  Director Strategic Planning, DaimlerChrysler AG, 
Stuttgart

2005 – 2010  Chief Financial Offi cer der Daimler Northeast 
Asia Ltd., Beijing, China

2010 – 2013  Mitglied des Vorstands und Chief Financial 
Offi cer, DB Netz AG, Frankfurt

2013 – 2017  Mitglied des Vorstands und Chief Operating 
Offi cer, DB Netz AG, Frankfurt

2017 – 2019  Vorsitzender des Vorstands der DB Cargo AG, 
Frankfurt

Frau Dr. Bettina Volkens

wohnhaft in Königstein/Taunus
geboren 1963 in Bremen

Ausbildung
bis 1988  Studium der Rechtswissenschaften, 

Universität Göttingen

1988 – 1991  Wissenschaftliche Mitarbeiterin und Promotion, 
Universität Göttingen

1991 – 1994  Referendariat und zweites juristisches Staats-
examen, parallel Referentin im Umweltbundesamt

Berufl icher Werdegang
1994 – 1995  Wissenschaftliche Assistentin, Bundesministerium 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

1995 – 1996 Selbstständige Rechtsanwältin

1996 – 1997 Rechtsanwältin bei Wessing & Partner

1997 – 2005  Verschiedene leitende Funktionen bei der 
DB Regio AG, u.a. Syndikus, Leiterin 
„Mandantenteam Recht“ und in Personalunion 
Leiterin Vorstandsbüro „Personenverkehr“ sowie 
Mitglied der Regionalleitung Nordost, Personal

2005 – 2006  Projektleiterin „Weiterentwicklung Personal-
management“, Deutsche Bahn AG

2006 – 2011  Vorstand Personal der DB Regio AG und ab 2008 
zusätzlich Leiterin „Personal Personenverkehr“ 

2011 – 2012  Leiterin „Personalentwicklung Konzern & 
Konzernführungskräfte“, DB Mobility Logistics AG



2012 – 2013  Leiterin „Führungskräfte Konzern“, 
Deutsche Lufthansa AG

2013 – 2019  Mitglied des Vorstands und Arbeitsdirektorin, 
Ressort Personal & Recht, Deutsche Lufthansa AG

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 nach § 203 

Absatz 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Absatz 4 Satz 2 

AktG

Unter Punkt 7 der Tagesordnung wird die Schaffung eines geneh-
migten Kapitals in Höhe von bis zu Euro 24.928.841,11 durch Aus-
gabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen vorgeschlagen (Genehmigtes Kapital 
2020). 

Mit dem vorgeschlagenen Genehmigten Kapital 2020 wird der 
Vorstand der Gesellschaft in einem angemessenen Rahmen in die 
Lage versetzt, die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft je-
derzeit den geschäftlichen Erfordernissen anzupassen und in den 
sich wandelnden Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell 
und fl exibel zu handeln. Der Vorstand sieht es als seine Pfl icht an, 
dafür zu sorgen, dass die Gesellschaft – unabhängig von konkre-
ten Ausnutzungsplänen – stets über die notwendigen Instrumen-
te der Kapitalbeschaffung verfügt. Da Entscheidungen über die 
Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen 
sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom 
Rhythmus der jährlichen Hauptversammlung abhängig ist. Mit 
dem Instrument des genehmigten Kapitals hat der Gesetzgeber 
diesem Erfordernis Rechnung getragen. Gängige Anlässe für die 
Inanspruchnahme eines genehmigten Kapitals sind beispielsweise 
die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von Be-
teiligungserwerben. 

Bei der Ausnutzung der unter Tagesordnungspunkt 7 vorgeschla-
genen Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft gegen Bar- und/oder 
gegen Sacheinlagen zu erhöhen, steht den Aktionären grund-
sätzlich ein Bezugsrecht zu. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmtem Umfang über 
den Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre zu 
entscheiden: 

a)  Die Ermächtigung des Vorstands, etwaige Spitzenbeträge, 
die sich auf Grund des Bezugsverhältnisses ergeben, von 
dem Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, dient der 
Gewährleistung eines praktikablen Bezugsverhältnisses und 
damit der Erleichterung der technischen Durchführung der 
Kapitalerhöhung. Die als sogenannte freie Spitzen vom Be-
zugsrecht der Aktionäre ausgenommenen neuen Aktien wer-
den bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

b)   Des Weiteren ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Mög-
lichkeit eines Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre 
vorgesehen, um auch den Inhabern – oder im Fall von Namens- 
papieren den Gläubigern – künftig zu begebender Options- 
und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf 
neue Aktien geben zu können, wenn dies die Bedingungen 
der jeweiligen Schuldverschreibung vorsehen. Solche Schuld-
verschreibungen sind zur erleichterten Platzierung am Kapital-
markt in der Regel mit einem Verwässerungsschutzmecha-
nismus ausgestattet, der vorsieht, dass den Inhabern bzw. 

Gläubigern bei nachfolgenden Aktienemissionen mit Bezugs-
recht der Aktionäre anstelle einer Ermäßigung des Options- 
bzw. Wandlungspreises ein Bezugsrecht auf neue Aktien 
eingeräumt werden kann, wie es auch den Aktionären zu-
steht. Die Inhaber bzw. Gläubiger werden damit so gestellt, 
als ob sie ihr Options- oder Wandlungsrecht bereits ausgeübt 
hätten bzw. eine Wandlungspfl icht erfüllt wäre. Dies hat den 
Vorteil, dass die Gesellschaft – im Gegensatz zu einem Ver-
wässerungsschutz durch Reduktion des Options- bzw. Wand-
lungspreises – einen höheren Ausgabekurs für die bei der 
Wandlung oder Optionsausübung auszugebenden Aktien 
erzielen kann.

c)   Darüber hinaus sieht der Beschlussvorschlag unter Tagesord-
nungspunkt 7 vor, dass der Vorstand die Aktionäre mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats vom gesetzlichen Bezugsrecht 
ausschließen darf, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien 
den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Diese Er-
mächtigung ermöglicht es der Gesellschaft, Marktchancen 
schnell und fl exibel zu nutzen und einen hierbei entstehen-
den Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu 
decken. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht dabei 
nicht nur ein zeitnäheres Agieren, sondern auch eine Platzie-
rung der Aktien zu einem börsenkursnahen Preis, also ohne 
den bei Bezugsrechtsemissionen in der Regel erforderlichen 
Abschlag. Dies führt zum Wohl der Gesellschaft zu höheren 
Emissionserlösen. Zusätzlich kann mit einer derartigen Plat-
zierung die Gewinnung neuer Aktionärsgruppen angestrebt 
werden. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand 
den Abschlag – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – so nied-
rig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzie-
rung vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der 
Abschlag vom Börsenpreis zum Zeitpunkt der Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2020 wird jedoch keinesfalls mehr 
als fünf vom Hundert des aktuellen Börsenpreises betragen.

  Die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Absatz 
3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 10 % 
des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch zum Zeitpunkt der Aus-
nutzung der Ermächtigung. Der Beschlussvorschlag sieht 
zudem eine Anrechnungsklausel vor. Auf die Begrenzung in 
Höhe von 10 % des Grundkapitals sind danach anzurechnen: 
(1.) die Veräußerung eigener Aktien, sofern sie während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts gemäß § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt; (2.) dieje-
nigen Aktien, die zur Bedienung von Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs-
pfl icht ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 
Anwendung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden; sowie (3.) diejenigen Aktien, die während der Lauf-
zeit dieser Ermächtigung auf Grundlage anderer Kapitalmaß-
nahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gemäß oder in entsprechender Anwendung von § 186 Absatz 
3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden. Diese Anrechnungen er-
folgen jeweils im Interesse der Aktionäre an einer möglichst 
geringen Verwässerung ihrer Beteiligung. Die gemäß der 
vorstehend erläuterten Anrechnungsklausel verminderte 



Höchstgrenze wird mit Wirksamwerden einer nach der Ver-
minderung von der Hauptversammlung beschlossenen neuen 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gemäß oder entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG wieder 
erhöht, soweit die neue Ermächtigung reicht, höchstens aber 
bis zu 10 % des Grundkapitals nach den Vorgaben von Satz 1 
dieses Absatzes. Denn in diesem Fall bzw. in diesen Fällen 
hat die Hauptversammlung erneut die Möglichkeit, über ei-
nen erleichterten Bezugsrechtsausschluss zu entscheiden, 
sodass der Grund der Anrechnung wieder entfallen ist. Mit 
Inkrafttreten der neuen Ermächtigung zum erleichterten Be-
zugsrechtsausschluss fällt nämlich die durch die Ausnutzung 
der Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien bzw. zur Ausgabe 
von Schuldverschreibungen bzw. die durch die Veräußerung 
eigener Aktien entstandene Sperre hinsichtlich der Ausgabe 
neuer Aktien auf Grundlage des Genehmigten Kapitals 2020 
ohne Bezugsrecht der Aktionäre weg. Aufgrund der iden-
tischen Mehrheitsanforderungen an einen solchen Beschluss 
ist in der erneuten Ermächtigung zum erleichterten Bezugs-
rechtsausschluss – soweit die gesetzlichen Anforderungen 
eingehalten werden – zugleich auch eine Bestätigung hin-
sichtlich des Ermächtigungsbeschlusses über die Schaffung 
des Genehmigten Kapitals 2020 zu sehen. Im Falle einer er-
neuten Ausübung der Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 
Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt die Anrechnung erneut.

  Die Aktionäre haben auf Grund des börsenkursnahen Ausga-
bepreises der neuen Aktien und auf Grund der größenmäßi-
gen Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch 
Erwerb der erforderlichen Aktien zu annähernd gleichen Be-
dingungen über die Börse aufrechtzuerhalten. Es ist daher 
sichergestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen 
Wertung des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG die Vermögens- wie 
auch die Stimmrechtsinteressen bei einer Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2020 unter Ausschluss des Bezugs-
rechts angemessen gewahrt bleiben, während der Gesell-
schaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspiel-
räume eröffnet werden.

d)   Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats schließlich bei Ausnutzung der Ermächtigung zur 
Erhöhung des Grundkapitals gegen Sacheinlagen ausge-
schlossen werden können. Damit wird der Vorstand in die 
Lage versetzt, Aktien der Gesellschaft in geeigneten Einzel-
fällen, insbesondere bei Unternehmenszusammenschlüssen 
und zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder anderen Wirtschaftsgü-
tern, einzusetzen. So kann sich in Verhandlungen die Not-
wendigkeit ergeben, als Gegenleistung nicht Geld, sondern 
Aktien zu leisten. Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft 
als Gegenleistung anbieten zu können, schafft damit einen 
Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte 
sowie den notwendigen Spielraum, sich bietende Gelegen-
heiten zum Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder anderen Wirtschafts-
gütern liquiditätsschonend zu nutzen. Auch unter dem 
Gesichtspunkt einer optimalen Finanzierungsstruktur kann 
die Hingabe von Aktien sinnvoll sein. Der Gesellschaft er-
wächst dadurch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien 
gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert der Sachleis-

tung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien 
steht. Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungs-
relation sicherstellen, dass die Interessen der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre angemessen gewahrt bleiben und ein 
angemessener Ausgabebetrag für die neuen Aktien erzielt 
wird. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, 
ob er von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen 
soll. Er wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur dann aus-
schließen, wenn sich der Erwerb im Rahmen der Akquisitions-
vorhaben hält, die der Hauptversammlung in diesem Bericht 
abstrakt umschrieben worden sind, und wenn der Erwerb 
gegen Ausgabe von Aktien im wohlverstandenen Interesse 
der Gesellschaft liegt. Der Aufsichtsrat wird seine erforderliche 
Zustimmung zur Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 
nur dann erteilen, wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind.

Die in den vorstehenden Absätzen a) bis d) beschriebenen Ermäch-
tigungen zum Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen ge-
gen Bar- und/oder Sacheinlagen sind insgesamt auf einen Betrag, 
der 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet, und zwar weder 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung noch zum 
Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung, beschränkt. Auf 
diese 10 %-Grenze sind darüber hinaus anzurechnen: (1.) eigene 
Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus-
schluss des Bezugsrechts veräußert werden; (2.) diejenigen Aktien, 
die zur Bedienung von Schuldverschreibungen ausgegeben wer-
den, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben wurden; sowie (3.) diejenigen Aktien, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grundlage anderer Kapital-
maßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
ausgegeben wurden. Durch die Beschränkung wird gleichzeitig 
auch eine mögliche Stimmrechtsverwässerung der vom Bezugs-
recht ausgeschlossenen Aktionäre begrenzt. Die gemäß der vor-
stehend erläuterten Anrechnungsklausel verminderte Höchst-
grenze wird mit Wirksamwerden einer nach der Verminderung 
von der Hauptversammlung beschlossenen neuen Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wieder erhöht, 
soweit die neue Ermächtigung reicht, höchstens aber bis zu 10 % 
des Grundkapitals nach den Vorgaben von Satz 1 dieses Absatzes. 
Denn in diesem Fall bzw. in diesen Fällen hat die Hauptversamm-
lung erneut die Möglichkeit, über einen erleichterten Bezugs-
rechtsausschluss zu entscheiden, sodass der Grund der Anrech-
nung wieder entfallen ist. Bei Abwägung aller dieser Umstände 
ist die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in den um-
schriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, angemessen und im 
Interesse der Gesellschaft geboten.

Der Vorstand wird der jeweils nächsten Hauptversammlung über 
jede Ausnutzung einer der vorstehend genannten Ermächtigun-
gen berichten.

Informationen zur Durchführung als virtuelle Hauptversamm-

lung über das Aktionärs-Portal

Mit Blick auf die fortdauernde COVID-19-Pandemie wird die or-
dentliche Hauptversammlung am 27. Mai 2020 auf Grundlage 
des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrechts zur 
Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („C-19 
AuswBekG“, Artikel 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen 



der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrens-
recht, BGBl. 2020, 569 ff.) als virtuelle Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre bzw. ihrer Bevollmächtigten 
durchgeführt, jedoch mit der Möglichkeit zur elektronischen 
Zuschaltung zu der Bild- und Tonübertragung der Versammlung.

Die Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können daher nicht 
physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Es handelt sich 
bei der elektronischen Zuschaltung auch nicht um eine vollum-
fängliche elektronische Teilnahme im Sinne von § 118 Absatz 1 
Satz 2 AktG. Sie können jedoch die gesamte Hauptversammlung 
per Bild- und Tonübertragung verfolgen, indem sie sich im internet-
gestützten Aktionärs-Portal (teilweise auch als „InvestorPortal“ 
bezeichnet) elektronisch zuschalten. Den ordnungsgemäß ange-
meldeten Aktionären wird anstelle der herkömmlichen Eintritts-
karte eine Stimmrechtskarte (teilweise in den Unterlagen für die 
virtuelle Hauptversammlung bzw. im Aktionärs-Portal noch als 
„Eintrittskarte“ bezeichnet) mit weiteren Informationen zur 
Rechtsausübung zugeschickt. Die Stimmrechtskarte enthält unter 
anderem die Daten, mit denen die Aktionäre das über die Internet-
seite der Gesellschaft unter www.hauptversammlung.vossloh.com 
zugängliche internetbasierte Aktionärs-Portal der Gesellschaft 
nutzen können. 

Über die Internetseite der Gesellschaft unter 
www.hauptversammlung.vossloh.com unterhält die Gesellschaft 
ab dem 6. Mai 2020 das Aktionärs-Portal. Über das Aktionärs-
Portal können die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre bzw. 
deren Bevollmächtigte unter anderem ihr Stimmrecht ausüben, 
Vollmachten erteilen, Fragen einreichen und Widerspruch zu Pro-
tokoll erklären. Um das Aktionärs-Portal nutzen zu können, müs-
sen die Aktionäre sich mit der Stimmrechtskartennummer und 
der Prüfziffer (die jeweils mit der Stimmrechtskarte verschickt 
werden) und einem selbst generierten Passwort einloggen. Die 
verschiedenen Möglichkeiten zur Ausübung der Aktionärsrechte 
erscheinen dann in Form von Schaltfl ächen und Menüs auf der 
Benutzeroberfl äche des Aktionärs-Portals.

Weitere Einzelheiten zum Aktionärs-Portal und den Anmelde- 
und Nutzungsbedingungen erhalten die Aktionäre zusammen 
mit ihrer Stimmrechtskarte und sind zusätzlich über die Internet-
seite der Gesellschaft unter www.hauptversammlung.vossloh.com 
abrufbar.

Voraussetzungen für die elektronische Zuschaltung zur 

Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts

Für die elektronische Zuschaltung zur Hauptversammlung über 
das Aktionärs-Portal und zur Ausübung der Aktionärsrechte, ein-
schließlich der Fragemöglichkeit und des Stimmrechts, sind dieje-
nigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft unter 
der nachfolgend genannten Adresse anmelden und einen Nach-
weis über die Berechtigung übermitteln:

 Vossloh Aktiengesellschaft
 c/o Deutsche Bank AG
 Securities Production
 General Meetings
 Postfach 20 01 07
 60605 Frankfurt am Main
 Fax: +49 69/12012-86045
 E-Mail: wp.hv@db-is.com

Für den Nachweis der Berechtigung reicht ein in Textform (§ 126b 
BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellter Nachweis 
über den Anteilsbesitz durch das depotführende Institut. 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 
21. Tages vor der Hauptversammlung, also den 6. Mai 2020 
(„Nachweisstichtag“), zu beziehen.

Sowohl die Anmeldung als auch der Nachweis der Berechtigung 
müssen der Gesellschaft bis spätestens zum Ablauf des 20. Mai 
2020 unter der vorstehend genannten Adresse zugehen. Im Ver-
hältnis zur Gesellschaft gilt für die elektronische Zuschaltung zur 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts als Aktio-
när nur, wer den Nachweis der Berechtigung fristgerecht erbracht 
hat. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung 
des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die elek-
tronische Zuschaltung und den Umfang des Stimmrechts aus-
schließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag 
maßgeblich. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweis-
stichtag haben mithin keine Auswirkungen auf die Berechtigung 
zur elektronischen Zuschaltung und auf den Umfang des Stimm-
rechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien 
nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstich-
tag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, 
sind für die von ihnen gehaltenen Aktien nur zuschaltungs-, frage- 
und stimmberechtigt, wenn sie sich bevollmächtigen oder zur 
Rechtsausübung ermächtigen lassen. 

Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises ihrer Berech-
tigung bei der Gesellschaft werden den Aktionären Stimmrechts-
karten mit weiteren Informationen zur Rechtsausübung (anstelle 
der herkömmlichen Eintrittskarten) für die Hauptversammlung 
übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Stimmrechtskarten 
sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, möglichst frühzeitig für 
die Übersendung des Nachweises ihrer Berechtigung an die Ge-
sellschaft Sorge zu tragen.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung hat die 
Vossloh Aktiengesellschaft insgesamt 17.564.180 auf den Inhaber 
lautende Stückaktien mit ebenso vielen Stimmrechten ausgege-
ben. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung keine eigenen Aktien. Die Gesamtzahl der 
stimmberechtigten Aktien beläuft sich daher zum Zeitpunkt der 
Einberufung der Hauptversammlung auf 17.564.180 Stück.

Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl 

Aktionäre können ihr Stimmrecht – anstelle der herkömmlichen 
Stimmabgabe mittels physischer Abgabe der Stimmrechtskarte 
in der Hauptversammlung – im Wege der elektronischen Brief-
wahl ausüben. Die elektronische Briefwahl erfolgt ausschließlich 
über das Aktionärs-Portal und ist ab dem 6. Mai 2020 bis zum 
Eintritt in die Abstimmung am Tag der Hauptversammlung mög-
lich. Aktionäre können über das Aktionärs-Portal auch zuvor ab-
gegebene Briefwahlstimmen bis zum Eintritt in die Abstimmungen 
am Tag der Hauptversammlung ändern oder widerrufen.

Weitere Hinweise zur elektronischen Briefwahl können die Aktio-
näre ihrer Stimmrechtskarte entnehmen, die nach der ordnungs-
gemäßen Anmeldung zugeschickt wird. 



Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch einen Bevollmäch-
tigten (zum Beispiel ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 
oder einen sonstigen von § 135 AktG erfassten Intermediär) aus-
üben lassen. Auch bei Erteilung einer Vollmacht sind eine fristge-
mäße Anmeldung durch den Aktionär oder den Bevollmächtigten 
und der Nachweis der Berechtigung erforderlich. Die Erteilung der 
Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). 
Bei der Bevollmächtigung eines Kreditinstituts, einer Aktionärs-
vereinigung oder eines sonstigen von § 135 AktG erfassten Inter-
mediärs, sehen weder das Gesetz noch die Satzung der Gesell-
schaft eine besondere Form vor. Möglicherweise verlangt jedoch 
in diesen Fällen die zu bevollmächtigende Institution oder Person 
eine besondere Form der Vollmacht, weil sie gemäß § 135 AktG 
die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Die Besonderheiten 
sind bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen.

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen wollen, werden 
gebeten, zur Erteilung der Vollmacht das Formular zu verwenden, 
welches die Gesellschaft hierfür bereithält. Es fi ndet sich auf der 
Rückseite der Stimmrechtskarte, die der Aktionär bei rechtzeitiger 
Anmeldung und Nachweiserbringung erhält. Zudem fi ndet sich 
das Formular für die Erteilung einer Stimmrechtsvollmacht auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.hauptversammlung.
vossloh.com. Nachweise über die Bestellung eines Bevollmächtig-
ten können der Gesellschaft an folgende E-Mail-Adresse elektro-
nisch übermittelt werden: anmeldestelle@computershare.de.

Zusätzlich bieten wir unseren Aktionären an, ihre Stimmrechte in 
der virtuellen Hauptversammlung durch von der Gesellschaft be-
nannte Stimmrechtsvertreter ausüben zu lassen. Diesen Stimm-
rechtsvertretern müssen dazu eine Vollmacht und besondere 
Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die 
Stimmrechtsvertreter sind verpfl ichtet, weisungsgemäß abzu-
stimmen. Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertretern eine Vollmacht erteilen wollen, benötigen 
hierzu eine Stimmrechtskarte für die Hauptversammlung. Auf der 
Stimmrechtskarte ist ein entsprechendes Vollmachts- und 
Weisungsformular abgedruckt, in dem die Einzelheiten zur 
Vollmachts- und Weisungserteilung an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter näher erläutert werden; diese 
Informationen können auch auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.hauptversammlung.vossloh.com abgerufen werden. 

Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benann-
ten Stimmrechtsvertreter müssen – sofern nicht das Aktionärs-
Portal genutzt wird – in Textform (§ 126b BGB) und unter Verwen-
dung des hierfür auf den Stimmrechtskarten vorgesehenen 
oder des auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.hauptversammlung.vossloh.com bereit gehaltenen Voll-
machts- und Weisungsformulars erteilt werden. 

Wenn Aktionäre für Vollmachten und Weisungen an die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft oder bei der Bevollmächtigung 
eines Dritten das Vollmachts- und Weisungsformular verwenden 
oder sonst eine Bevollmächtigung eines Dritten bzw. den Nach-
weis hierüber auf dem Postweg an die Gesellschaft übermitteln, 
müssen der Gesellschaft die entsprechenden Unterlagen aus or-
ganisatorischen Gründen bis spätestens zum Ablauf des 26. Mai 
2020 unter nachfolgender Adresse vorliegen. Wir bitten um Ver-
ständnis, dass später auf dem Postweg eingehende Vollmachten 

und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter nicht mehr berück-
sichtigt werden können. 

 Vossloh Aktiengesellschaft
 c/o Computershare Operations Center
 80249 München
 Fax: +49 89 30903-74675
 E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter oder an 
Dritte sowie der Nachweis der Bevollmächtigung Dritter können 
auch noch bis zum Eintritt in die Abstimmung am Tag der Hauptver-
sammlung (Zugang bei der Gesellschaft) per E-Mail oder Telefax 
(an vorstehende Adressen) oder elektronisch über das Aktionärs-
Portal erteilt bzw. erbracht werden. Die elektronische Zuschaltung 
eines Bevollmächtigten zur Hauptversammlung über das Aktionärs-
Portal setzt voraus, dass der Bevollmächtigte von dem Aktionär 
die mit der Stimmrechtskarte übersandten Zugangsdaten (bzw. 
das vom Aktionär selbst generierte Passwort) erhält. 

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die 
Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen, sonstigen Intermediären 
und anderen Bevollmächtigten, die eine Mehrzahl von Aktionären 
vertreten bzw. zusätzlich zu Aktien im Eigenbesitz auch mindes-
tens einen anderen Aktionär vertreten und ihr Stimmrecht über 
das Aktionärs-Portal ausüben wollen, wird empfohlen, sich im 
Vorfeld der Hauptversammlung mit dem Dienstleister der Haupt-
versammlung unter folgender Adresse in Verbindung zu setzen:

 Vossloh Aktiengesellschaft
 c/o Computershare Operations Center
 80249 München
 Fax: +49 89 30903-74675
 E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Hinweise zum Datenschutz für Aktionäre und Aktionärsver-

treter

Wenn Aktionäre oder Aktionärsvertreter sich für die Hauptver-
sammlung anmelden, eine Stimmrechtsvollmacht erteilen, das 
Aktionärs-Portal nutzen oder sich zur virtuellen Hauptversamm-
lung zuschalten, erhebt die Gesellschaft personenbezogene Daten 
über die Aktionäre und/oder etwaige Bevollmächtigte (z.B. 
Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, 
Besitzart der Aktien und Nummer der Stimmrechtskarte). Dies 
geschieht, um Aktionären oder ihren Bevollmächtigten die Teil-
nahme an und die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der virtuel-
len Hauptversammlung zu ermöglichen.

Verantwortliche für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten ist die Vossloh Aktiengesellschaft, Vosslohstraße 4, 
58791 Werdohl, Fax: +49 2392/52-219, E-Mail: 
hauptversammlung@vossloh.com.

Soweit sich die Gesellschaft zur Durchführung der virtuellen 
Hauptversammlung Dienstleister bedient, verarbeiten diese per-
sonenbezogene Daten der Aktionäre nur im Auftrag der Gesell-
schaft und sind im Übrigen zur Vertraulichkeit verpfl ichtet.

Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen steht jedem 
Betroffenen ein jederzeitiges Auskunfts-, Berichtigungs-, Ein-



schränkungs-, Löschungs- und ggf. Widerspruchsrecht bezüglich 
der Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten, sowie ein 
Recht auf Datenübertragung und ein Recht auf Beschwerde bei 
einer zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde zu.

Weitere Informationen zum Umgang mit personenbezogenen 
Daten im Zusammenhang mit der virtuellen Hauptversammlung 
und zu Ihren Betroffenenrechten nach der Datenschutzgrundver-
ordnung können jederzeit auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.hauptversammlung.vossloh.com abgerufen oder unter 
folgender Adresse angefordert werden: Vossloh
Aktiengesellschaft, Vosslohstraße 4, 58791 Werdohl, E-Mail: 
hauptversammlung@vossloh.com. 

Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Absatz 2, 

126 Absatz 1, 127 und 131 Absatz 1 AktG

Ergänzungsverlangen (§ 122 Absatz 2 AktG)

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von Euro 500.000 am 
Grundkapital erreichen, können verlangen, dass Gegenstände 
auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 
Beschlussvorlage beiliegen.

Ergänzungsverlangen müssen der Gesellschaft in Schriftform 
spätestens zum Ablauf des 26. April 2020 unter nachfolgender 
Adresse zugegangen sein. Später zugegangene Ergänzungsver-
langen werden nicht berücksichtigt. Bekanntzumachende Ergän-
zungsverlangen zur Tagesordnung werden unverzüglich nach 
Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht 
und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen 
davon ausgegangen werden kann, dass sie die Informationen in 
der gesamten Europäischen Union verbreiten. 

 Vossloh Aktiengesellschaft
 – Vorstand – 
 Vosslohstraße 4
 58791 Werdohl

Gegenanträge und Wahlvorschläge (§§ 126 Absatz 1, 127 AktG) 

Aktionäre haben bei einer virtuellen Hauptversammlung auf 
Grundlage des C-19 AuswBekG nicht die Möglichkeit, in der 
Hauptversammlung Gegenanträge gegen Vorschläge von Vor-
stand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesord-
nung zu stellen sowie Wahlvorschläge zu unterbreiten. Aktionären 
wird jedoch die Möglichkeit eingeräumt, Gegenanträge gegen 
Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten 
Tagesordnungspunkten sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Auf-
sichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern zu übersenden. 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von ordnungsgemäß ange-
meldeten Aktionären, die der Gesellschaft bis spätestens zum 
Ablauf des 25. Mai 2020 unter der nachfolgend genannten 
Adresse zugehen, werden im Rahmen der virtuellen Hauptver-
sammlung als gestellt behandelt und berücksichtigt.

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich an die 
nachstehende Adresse zu richten:

 Vossloh Aktiengesellschaft
 Vosslohstraße 4
 58791 Werdohl
 Fax: +49 2392/52-219
 E-Mail: hauptversammlung@vossloh.com

Bis spätestens zum Ablauf des 12. Mai 2020 unter vorstehender 
Adresse bei der Gesellschaft mit Nachweis der Aktionärseigen-
schaft eingegangene Gegenanträge (nebst etwaiger Begrün-
dung) und Wahlvorschläge werden – unter Nennung des Namens 
des Aktionärs – einschließlich einer etwaigen Stellungnahme der 
Verwaltung unverzüglich über die Internetseite der Gesellschaft 
unter www.hauptversammlung.vossloh.com zugänglich gemacht. 
Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge wer-
den nicht vorab veröffentlicht. 

Fragemöglichkeit (§ 1 Absatz 2 Nr. 3 C-19 AuswBekG) 

Aktionären steht in der virtuellen Hauptversammlung auf Grund-
lage des C-19 AuswBekG kein Auskunftsrecht im Sinne des § 131 
Absatz 1 AktG zu. Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre erhal-
ten jedoch die Möglichkeit, im Wege der elektronischen Kommu-
nikation Fragen zu stellen (§ 1 Absatz 2 Nr. 3 C-19 AuswBekG). 
Etwaige Fragen sind bis spätestens zum Ablauf des 25. Mai 2020 
über das Aktionärs-Portal der Gesellschaft einzureichen. Hierfür 
steht das Aktionärs-Portal ab dem 6. Mai 2020 zur Verfügung. 

Nach Ablauf der vorgenannten Frist können Fragen nicht mehr 
berücksichtigt werden. Über die Beantwortung der Fragen ent-
scheidet der Vorstand gemäß § 1 Absatz 2 Satz 2 C-19 AuswBekG 
– abweichend von § 131 AktG – nach pfl ichtgemäßem, freiem 
Ermessen. Es ist vorgesehen, die Fragensteller im Rahmen der 
Fragenbeantwortung namentlich zu nennen, sofern diese ihrer 
namentlichen Nennung nicht ausdrücklich widersprochen haben.

Erklärung von Widersprüchen zu Protokoll (§ 1 Absatz 2 Nr. 4 C-19 
AuswBekG)

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können über das Aktio-
närs-Portal, unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in 
der Hauptversammlung, bis zum Ende der Hauptversammlung 
auf elektronischem Weg Widerspruch gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung zu Protokoll des Notars erklären. 

Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft 

(§ 124a AktG)

Diese Einberufung, die ab der Einberufung zugänglich zu machen-
den Berichte und Unterlagen sowie weitere Informationen zur 
Hauptversammlung einschließlich der weitergehenden Erläute-
rungen zu den Rechten der Aktionäre nach §§ 122 Absatz 2, 126 
Absatz 1 und 127 AktG sowie nach § 1 Absatz 2 Nr. 3 und 4 C-19 
AuswBekG fi nden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.hauptversammlung.vossloh.com.

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung 
unter der gleichen Internetadresse bekannt gegeben. Diese Ein-
berufung wurde am 20. April 2020 im Bundesanzeiger bekannt 
gemacht.



Technische Hinweise

Für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung sowie zur 
Nutzung des Aktionärs-Portals und zur Ausübung von Aktionärs-
rechten benötigen Aktionäre eine Internetverbindung und ein 
internetfähiges Endgerät. Um die Bild- und Tonübertragung der 
Hauptversammlung optimal wiedergeben zu können, wird eine 
stabile Internetverbindung mit einer ausreichenden Übertra-
gungsgeschwindigkeit empfohlen.

Nutzen Aktionäre zum Empfang der Bild- und Tonübertragung 
der virtuellen Hauptversammlung einen Computer, werden ein 
Browser und ein Lautsprecher oder Kopfhörer benötigt.

Für den Zugang zum internetgestützten Aktionärs-Portal der Ge-
sellschaft benötigen Aktionäre ihre Stimmrechtskarte, welche 
nach ordnungsgemäßer Anmeldung zugeschickt wird. Auf dieser 
Stimmrechtskarte befi nden sich die individuellen Daten für die 
Anmeldung im Aktionärs-Portal.

Um das Risiko von Einschränkungen bei der Ausübung von Aktio-
närsrechten durch technische Probleme während der virtuellen 
Hauptversammlung zu vermeiden, wird empfohlen – soweit mög-
lich – die Aktionärsrechte (insbesondere das Stimmrecht) bereits 
vor Beginn der Hauptversammlung auszuüben. Im Aktionärs-Por-
tal ist die Ausübung des Stimmrechts ab dem 6. Mai 2020 möglich.

Weitere Einzelheiten zum Aktionärs-Portal und den Anmelde- 
und Nutzungsbedingungen erhalten die Aktionäre zusammen 
mit ihrer Stimmrechtskarte bzw. über die Internetseite der Gesell-
schaft unter www.hauptversammlung.vossloh.com.

Hinweise zur Verfügbarkeit der Bild- und Tonübertragung

Die Aktionäre können die gesamte Hauptversammlung per Bild- 
und Tonübertragung im Internet verfolgen. Die Bild- und Ton-
übertragung der Hauptversammlung und die Verfügbarkeit des 
internetgestützten Aktionärs-Portals kann nach dem heutigen 
Stand der Technik aufgrund von Einschränkungen der Verfügbar-
keit des Telekommunikationsnetzes und der Einschränkung von 
Internetdienstleistungen von Drittanbietern Schwankungen un-
terliegen, auf welche die Gesellschaft keinen Einfl uss hat. Die 
Gesellschaft kann daher keine Gewährleistung und Haftung für 
die Funktionsfähigkeit und ständige Verfügbarkeit der in An-
spruch genommenen Internetdienste, der in Anspruch genom-
menen Netzelemente Dritter, der Bild- und Tonübertragung sowie 
den Zugang zum Aktionärs-Portal und dessen generelle Verfüg-
barkeit übernehmen. Die Gesellschaft übernimmt auch keine Ver-
antwortung für Fehler und Mängel der für die Durchführung der 
Hauptversammlung über das Internet eingesetzten Hard- und 
Software einschließlich solcher der eingesetzten Dienstleistungs-
unternehmen, soweit nicht Vorsatz vorliegt. Die Gesellschaft 
empfi ehlt aus diesem Grund, frühzeitig von den oben genannten 
Möglichkeiten zur Rechtsausübung, insbesondere zur Ausübung 
des Stimmrechts, Gebrauch zu machen. Sofern es Datenschutz- 
oder Sicherheitserwägungen zwingend erfordern, muss sich der 
Versammlungsleiter der Hauptversammlung vorbehalten, die 
Durchführung der Hauptversammlung zu unterbrechen oder ein-
zustellen.

Werdohl, im April 2020

Vossloh Aktiengesellschaft
Der Vorstand


